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Sehr geehrte Mandanten,

ist ein Steuerbescheid erst einmal in der Welt, kann er nach Ablauf der

Einspruchsfrist nur noch mit einer Korrekturvorschrift geändert werden. Dies

gilt auch für das Finanzamt!

So können Bescheide aufgehoben oder geändert werden, soweit

Tatsachen oder Beweismittel nachträglich bekannt werden, die zu einer

höheren Steuer führen. Das Finanzamt stürzt sich in der Praxis immer recht

gerne auf diese Änderungsvorschrift. Dabei muss jedoch kritisch hinterfragt

werden, ob wirklich ein nachträgliches Bekanntwerden gegeben ist.

Bekannt sind insoweit alle Tatsachen, die dem für die Entscheidung über

die Steuerfestsetzung zuständigen Sachbearbeiter zur Kenntnis gelangen.

Die Finanzbehörde muss sich dabei jedoch den gesamten Inhalt der bei ihr

geführten Akten als bekannt zurechnen lassen. Sofern also eine bestimmte

steuererhöhende Tatsache im Finanzamt schon zum Zeitpunkt der

Steuerveranlagung vorlag, kann auch der einzelne Sachbearbeiter sich

nicht mehr auf eine nachträglich bekannt gewordene Tatsache berufen.

Der BFH hat mit Urteil vom 12.03.2019 (Az: IX R 29/17) klargestellt, dass

der Bearbeiter sich nicht auf die eigene Unkenntnis berufen kann, wenn er

den ihm vorliegenden Akteninhalt nicht vollständig prüft, z. B weil er nur

überschlägig prüft, ihm keine Prüfhinweise dazu vorliegen oder die

vorliegenden Prüfhinweise andere im Änderungsverfahren nicht streitige

Tatsachen betreffen.

Prüfen Sie daher bei einer steuererhöhenden Änderung, ob tatsächlich ein

nachträgliches Bekanntwerden vorliegen kann. Warum dies wichtig ist,

wissen Sie bei uns schon jetzt.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Haas & Hieret Partnerschaftsgesellschaft

Brunshofstr. 12 , 45470 Mülheim

Telefon: +49 208 308340 | Telefx: +49 208 3083419

www.haas-hieret.de | info@haas-hieret.de
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Alle
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.1.

■ Umsatzsteuer

■ Lohnsteuer

■ Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.1. für den Eingang der

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks bei

der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Gemeinde-

oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszuschläge zu

vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag

vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Januar 2020

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätestens

am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Januar ergibt sich

demnach als Fälligkeitstermin der 29.1.2020.

Faktorverfahren: wird kaum genutzt

Das in der Lohnsteuerklasse IV mögliche Faktorverfahren, mit dem

Arbeitslohn entsprechend der tatsächlichen Einkommensverhältnisse von

Ehegatten besteuert werden kann, wird in der Praxis kaum genutzt. Dies

ergibt sich aus einer Antwort der Bundesregierung (19/12857) auf eine

Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/12373).

Danach gab es im Jahr 2018 6,7 Millionen Bürgerinnen und Bürger mit

Familienstand verheiratet oder Lebenspartnerschaft, in denen beide ein

aktives Arbeitsverhältnis hatten. Das Faktorverfahren wurde in nur 39.267

Fällen genutzt, was einem Anteil von 0,585 Prozent entspricht.

Nach Angaben der Regierung wurde das Faktorverfahren im Rahmen des

Bürokratieentlastungsgesetzes 2015 dahingehend vereinfacht, dass es nicht

mehr jährlich beantragt werden muss, sondern nur noch alle zwei Jahre.

Außerdem werde nunmehr in den Steuerbescheiden gezielt über die

Möglichkeit der Steuerklasse IV/IV mit Faktor aufgeklärt. Ob diese

Maßnahme eine Wirkung entfalten werde, lasse sich noch nicht sagen.

Deutscher Bundestag, hib-Meldung Nr. 1070/2019 vom 30.09.2019

Ablehnung einer Stundung: Unzureichende

Sachverhaltsaufklärung als Ermessensfehler

Die Ablehnung einer Stundung ist ermessensfehlerhaft, wenn die Behörde

den ihrer Ermessensentscheidung zugrunde liegenden Sachverhalt nicht

einwandfrei und erschöpfend ermittelt hat. Das ist insbesondere der Fall,

wenn entscheidungserhebliche Akten nicht beigezogen und ausgewertet

wurden, wie das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg klarstellt.

Die Klägerin musste aufgrund eines bestandskräftigen Bescheids

Kindergeld in Höhe von 3.680 Euro zurückzahlen. Unter Darlegung ihrer

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse beantragte sie beim

Inkasso-Service der beklagten Agentur für Arbeit die Stundung der

Forderung. Die Beklagte bat daraufhin die Familienkasse um konkrete

Angaben zur Entstehung der Rückforderung. Diese übersandte den

Aufhebungs- und Rückforderungsbescheid sowie die

Einspruchsentscheidung und teilte mit, die Rückforderung sei durch die

fehlende Mitwirkung der Klägerin entstanden, die trotz Aufforderung keine

Nachweise vorgelegt habe. Auf dieser Tatsachengrundlage lehnte die

Beklagte den Stundungsantrag ab.

Das FG hob die Ablehnungsentscheidung auf und verpflichtete die

Beklagte, die Klägerin unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts

neu zu bescheiden. Die angefochtene Ablehnung der Stundung sei

ermessensfehlerhaft und somit rechtswidrig.

Eine fehlerfreie Ermessensausübung setze voraus, dass die Behörde den

entscheidungserheblichen Sachverhalt einwandfrei und erschöpfend

ermittelt habe. Zu einer diesbezüglich erforderlichen vollständigen

Ermittlung des Sachverhalts gehöre zumindest die Auswertung des

gesamten Akteninhalts, einschließlich beigezogener oder beizuziehender

Akten. Ein von der Behörde nicht einwandfrei und erschöpfend ermittelter

Sachverhalt könne zur Rechtswidrigkeit der Ermessensentscheidung

führen.

Hiernach habe die Beklagte den ihrer Ermessensentscheidung zugrunde

liegenden Sachverhalt nicht einwandfrei und erschöpfend ermittelt. Sie

habe die Akten der für die Kindergeldfestsetzung zuständigen

Familienkasse erst im Klageverfahren angefordert. Im Zeitpunkt der

Entscheidung über den Stundungsantrag und auch später bei Erlass der

Einspruchsentscheidung sei ihr der Sachverhalt daher nur partiell bekannt

gewesen.
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Die Beklagte hätte sich nicht auf die äußerst knapp gehaltene Auskunft der

Familienkasse verlassen dürfen. Sie hätte sich vor ihrer Entscheidung

anhand der vollständigen Kindergeldakte aus dem Festsetzungsverfahren

selbst ein Bild über den genauen Ablauf des Verfahrens machen müssen,

der zur Aufhebung und Rückforderung des Kindergeldes geführt habe. In

diesem Fall hätte die Beklagte feststellen können, dass es zumindest

zweifelhaft sei, ob in dem Verhalten der Klägerin tatsächlich eine so grobe

Pflichtverletzung liege, die zu einer Ablehnung ihrer Stundungswürdigkeit

berechtige.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 04.06.2019, 5 K 3830/16,

rechtskräftig

Steuern und Sozialbeiträge im Jahr 2018: Steuerquote im

Verhältnis zum BIP in der EU auf 40,3% gestiegen

Die Steuerquote im Verhältnis zum BIP, d.h. die Summe aller Steuern,

Abgaben und Nettosozialbeiträge in Prozent des Bruttoinlandsprodukts,

belief sich in der Europäischen Union (EU) im Jahr 2018auf 40,3%, ein

leichter Anstieg gegenüber 2017 (40,2%). Im Euroraum lag die Steuerquote

im Verhältnis zum BIP im Jahr 2018bei 41,7%, ein Anstieg gegenüber

41,5% im Jahr 2017.

Diese Informationen stammen aus einer Veröffentlichung von Eurostat, dem

statistischen Amt der Europäischen Union. Die auf der Grundlage des

Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG

2010) erhobenen harmonisierten Steuerindikatoren ermöglichen einen

genauen Vergleich der Steuersysteme und Steuerpolitik der

EU-Mitgliedstaaten.

Höchste Steuerquote im Verhältnis zum BIP in Frankreich, Belgien und

Dänemark

Die Steuerquote im Verhältnis zum BIP ist in den einzelnen Mitgliedstaaten

sehr unterschiedlich. Die höchsten Anteile von Steuern und Sozialbeiträgen

in Prozent des BIP wurden 2018 in Frankreich (48,4%), Belgien (47,2%)

und Dänemark (45,9%) verzeichnet, gefolgt von Schweden (44,4%),

Österreich (42,8%), Finnland (42,4%) und Italien (42,0%).

Die niedrigsten Quoten wurden hingegen in Irland (23,0%) und Rumänien

(27,1%) registriert, gefolgt von Bulgarien (29,9%), Litauen (30,5%) und

Lettland (31,4%).

Größter Anstieg der Steuerquote in Luxemburg, stärkster Rückgang in

Dänemark

Im Vergleich zum Jahr 2017ist die Steuerquote im Verhältnis zum BIP 2018

in sechzehn Mitgliedstaaten gewachsen, wobei der größte Anstieg in

Luxembourg (von 39,1% im Jahr 2017 auf 40,7% im Jahr 2018) registriert

wurde, gefolgt von Rumänien (von 25,8% auf 27,1%) und Polen (von35,0%

auf 36,1%).

Rückgänge waren dagegen in sieben Mitgliedstaaten zu beobachten,

insbesondere in Dänemark (von 46,8% im Jahr 2017auf 45,9% im Jahr

2018), Ungarn (von 38,4% auf 37,6%) und Finnland (von 43,1% auf 42,4%).

Unterschiedliche Steuerpolitik in den EU-Mitgliedstaaten

Im Jahr 2018 hatten die Produktions- und Importabgaben den größten

Anteil am Steuer- und Abgabenaufkommen in der EU (13,6%des BIP), dicht

gefolgt von den Nettosozialabgaben (13,3%) und den Einkommen- und

Vermögensteuern (13,2%). Für den Euroraumergibt sich eine etwas andere

Reihenfolge der Abgabekategorien. Hier entfiel der größte Anteil des

Steuer- und Abgabenaufkommens auf die Nettosozialabgaben (15,2%);

dahinter folgten die Produktions- und Importabgaben (13,3%) und die

Einkommen- und Vermögensteuern (13,0%).

Bei der Betrachtung der Hauptabgabenkategorien zeigen sich deutliche

Unterschiede zwischen den EU-Mitgliedstaaten. Im Jahr 2018 war der

Anteil der Produktions- und Importabgaben am höchsten in Schweden (mit

22,4%des BIP), Kroatien (20,1%) und Ungarn (18,6%). Am geringsten war

dieser Anteil dagegen in Irland (8,0%), Rumänien (10,7%) und Deutschland

(10,8%).

Einkommen- und Vermögensteuern waren in Dänemarkmit einem Anteil

von 28,9% des BIP die größte Quelle des Steuer- und

Abgabenaufkommens, dahinter folgten Schweden (18,6%), Belgien (16,8%)

und Luxemburg (16,4%). Am niedrigsten lag die Quote der Einkommen-

und Vermögensteuern im Verhältnis zum BIP dagegen in Rumänien (4,9%),

Litauen (5,7%) und Bulgarien (5,8%).

Nettosozialabgaben machten in Frankreich (18,0%) und Deutschland

(17,1%) einen beträchtlichen Anteil des BIP aus, während die niedrigsten

Anteile in Dänemark (0,9%des BIP), Schweden (3,4%) und Irland (4,2%)

verzeichnet wurden.

Eurostat, Pressemitteilung Nr. 166/2019 vom 30.10.2019
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Unternehmer

Kapitalgesellschaften zahlen weiter Soli

Der Solidaritätszuschlag wird auch nach dem Inkrafttreten der Rückführung

zum 01.01.2021 weiterhin von allen Kapitalgesellschaften als Annexsteuer

auf deren festgesetzte Körperschaftsteuer erhoben. Dies teilt die

Bundesregierung in ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion

mit. Personengesellschaften sind danach nicht direkt mit Einkommen-

beziehungsweise Körperschaftsteuer belastet, sodass sie keinen

Solidaritätszuschlag zu zahlen hätten.

Der Gewinn dieser Gesellschaften zähle zu den ertragsteuerpflichtigen

Einkünften des Mitunternehmers als natürliche Person, und der

Unternehmer profitiere wie jeder andere einkommensteuerpflichtige

Einzelunternehmer von der vorgesehenen weitgehenden Abschaffung des

Solidaritätszuschlags in Abhängigkeit von seinem zu versteuernden

Einkommen, so die Regierung.

Deutscher Bundestag, PM vom 20.11.2019

Im Inland tätige ausländische Mitarbeiter: Neuerungen zum

Abruf der elektronischen Lohnabzugsmerkmale

Wer beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer beschäftigt, muss ab

01.01.2020 die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM)

dieser Arbeitnehmer wie die von inländischen Arbeitnehmern im

ELStAM-Verfahren abrufen. Hierüber informiert das Landesamt für Steuern

(LfSt) Niedersachsen.

Bisher hätten Arbeitgeber nur für ihre Arbeitnehmer mit Wohnsitz in

Deutschland die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale abrufen

können, erläutert das Amt. Dies werde ab dem 01.01.2020 auch für nicht

meldepflichtige Arbeitnehmer (zum Beispiel

Saisonarbeiter/Erntehelfer/Grenzpendler et cetera) möglich sein. Mit der

Einbindung der nicht meldepflichtigen Arbeitnehmer in das elektronische

Verfahren ELStAM erfolge somit eine wesentliche Vereinfachung.

Damit der Abruf durch den Arbeitgeber erfolgen kann, ist es laut LfSt

notwendig, dass jedem Arbeitnehmer einmalig eine Identifikationsnummer

erteilt wird. Erst mit dieser sei die Teilnahme am elektronischen Verfahren

möglich. Die Vergabe der Identifikationsnummern erfolge durch das für den

Arbeitgeber zuständige Finanzamt. Hierzu müsse dem Finanzamt ein

Legitimationsnachweis (zum Beispiel Pass- oder Ausweiskopie) des

Arbeitnehmers vorgelegt werden.

Damit dem Arbeitgeber die Identifikationsnummer des nicht

meldepflichtigen Arbeitnehmers mitgeteilt werden darf, müssten im Antrag

auf Erteilung der Identifikationsnummer vom Arbeitnehmer vollständige

Angaben zur erteilten Vollmacht gemacht werden, so das LfSt. Der aktuelle

Vordruck des Antrags zur Erteilung einer Bescheinigung für beschränke

einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer enthalte bereits diese Vollmacht.

Dieser sei bei einer beantragten Lohnsteuer-Ermäßigung auch weiterhin zu

verwenden. In diesem Fall gelte vorerst das alte Verfahren der

Papierbescheinigung für den Lohnsteuerabzug.

Ansonsten habe ab 2020 die Beantragung der Identifikationsnummer mit

dem "Antrag auf Vergabe einer steuerlichen Identifikationsnummer für nicht

meldepflichtige Personen durch das Finanzamt" zu erfolgen, so das LfSt

weiter.

Landesamt für Steuern Niedersachsen, PM vom 02.12.2019

Weg frei für neue Meisterpflicht

Der Wirtschaftsausschuss hat die Wiedereinführung der Meisterpflicht in

zwölf Gewerken auf den Weg gebracht. Mit den Stimmen von allen

Fraktionen außer den Grünen votierten die Abgeordneten in ihrer Sitzung

am Mittwoch für einen entsprechenden Gesetzentwurf der Fraktionen

CDU/CSU und SPD zur Änderung der Handwerksordnung (19/14335) in

geänderter Fassung. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen enthielt sich.

Die jüngsten Änderungen betreffen vor allem Übergangsfristen,

beispielsweise für Mischbetriebe - also etwa Fliesenleger, die auch mit

Fliesen handeln und somit bei Handwerkskammer und Industrie- und

Handelskammer Mitglied sind. Dies erklärte ein Vertreter der Unionsfraktion

im Ausschuss. Er verteidigte zudem die Auswahl der Gewerke, die im

Einklang mit Europarecht und in Abstimmung mit den Kammern erfolgt sei.

Eine Vertreterin des Koalitionspartners SPD sagte mit Blick auf einen

Antrag der Linksfraktion (19/10154), die Novelle werde nicht die letzte

gewesen sein. Man müsse über Aspekte wie die Tarifbindung diskutieren,

habe aber nicht alles in diese erste Gesetzesreform mit hineinnehmen

können.

Die AfD-Fraktion plädierte erneut für ihr Ansinnen, alle Gewerke unter

Meisterzwang zu stellen beziehungsweise mindestens die, die dies wollten.
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Aus der FDP-Fraktion hieß es, die Logik der Auswahl erschließe sich nicht,

vor allem nicht bei Aspekten des Kulturgüterschutzes. Ein Vertreter der

Linksfraktion sagte, der Gesetzentwurf sei ein Schritt in die richtige

Richtung, werde aber nicht reichen, um dem Fachkräftemangel zu

begegnen. Man müsse die Tarifbindung stärken. Auch die Grünen

erklärten, die Initiative sei richtig, löse allerdings bei ihnen keine Euphorie

aus – der Fachkräftemangel werde nicht behoben.

Ein Vertreter der Bundesregierung verteidigte die Auswahl mit den Worten,

man sei verfassungsrechtlich bis ans Mögliche gegangen.

Die Abgeordneten lehnten eine Vielzahl von Änderungsanträgen und

weiteren Anträgen (19/4633, 19/10154, 19/10628) sowie einen

Gesetzentwurf (19/11120) der Oppositionsfraktionen ab. Ein dem

angenommenen Gesetzentwurf gleichlautender Entwurf der

Bundesregierung (19/14974) wurde für erledigt erklärt.

Bundestag, hib-Meldung Nr. 1402/19 vom 11.12.2019

KfW: Konjunktur im Mittelstand ohne klare Richtung

Die deutsche Wirtschaft konnte im Sommer zwar einer technischen

Rezession entgehen, eine klare Richtung ist allerdings noch nicht

erkennbar. Das Geschäftsklima im Mittelstand bewegt sich weiterhin eng an

seinem langfristigen Durchschnittsniveau entlang. Konkret steigt der

zentrale Indikator des KfW-ifo-Mittelstandsbarometers im November um

nahezu vernachlässigbare 0,3 Zähler auf 0,1 Saldenpunkte. Die Urteile zur

aktuellen Geschäftslage ziehen dabei um 0,2 Zähler auf 10,0 Saldenpunkte

an. Gleichzeitig hellen die Erwartungen um 0,3 Zähler auf, mit nun -9,3

Saldenpunkten dominiert der Pessimismus jedoch weiterhin.

In den Großunternehmen verbessert sich die Stimmung im November

etwas deutlicher als im Mittelstand. So korrigieren die großen Unternehmen

ihre Erwartungen um 1,1 Zähler auf -14,1 Saldenpunkte nach oben,

während ihre Geschäftslageurteile um 0,9 Zähler auf -7,8 Saldenpunkte

steigen. Alles in allem zieht deren Geschäftsklima auf -10,9 Saldenpunkte

an; das sind 1,1 Zähler mehr als im Vormonat. Die Stimmung in den großen

Unternehmen fällt damit nicht mehr ganz so trübe aus, sie bleibt jedoch klar

unterdurchschnittlich und auch weit hinter dem mittelständischen Pendant

zurück.

Dahinter stehen - bei gleichermaßen pessimistischen Erwartungen - im

Wesentlichen deutliche Unterschiede bei den Urteilen zur aktuellen

Geschäftslage.

Während die exportorientierten großen Unternehmen ihre Geschäftslage

angesichts des schwierigen außenwirtschaftlichen Umfelds mehrheitlich

negativ bewerten, geben die binnenwirtschaftlich ausgerichteten

Mittelständler vor dem Hintergrund der soliden Inlandsnachfrage

mehrheitlich positive Geschäftslageurteile zu Protokoll.

Diese gespaltene Wirtschaftsentwicklung ist noch längst nicht überwunden.

Die jüngste Verbesserung der industriellen Exporterwartungen

(Mittelständler: +2,3 Zähler auf -10,8 Saldenpunkte; Großunternehmen:

+2,9 Zähler auf -9,2 Saldenpunkte) ist in diesem Zusammenhang allenfalls

ein kleiner Hoffnungsschimmer, der laut Dr. Fritzi Köhler-Geib, der neuen

Chefvolkswirtin der KfW, mit Vorsicht zu genießen ist: "Hier dürfte nicht nur

die zuletzt spürbar gesunkene Wahrscheinlichkeit eines harten Brexit eine

Rolle gespielt haben, sondern auch die in Aussicht gestellte erste

Teileinigung im US-chinesischen Handelsstreit.

Inwieweit die Entspannung dauerhaft trägt, bleibt jedoch angesichts der

Unberechenbarkeit der aktuellen US-Administration wie auch der vielen

nach wie vor ungelösten Fragen im künftigen Verhältnis der EU zum

Vereinigten Königreich abzuwarten." Alles in allem gehe sie davon aus,

dass die deutsche Wirtschaft 2019 um 0,5 % und 2020 um 0,9 % wachsen

werde. Dabei sei die Wachstumsbeschleunigung im kommenden Jahr allein

dem Produktionsplus aus vier zusätzlichen Arbeitstagen zu verdanken und

bedeute deshalb noch keine echte Erholung der Konjunktur, so

Köhler-Geib.

KfW, Pressemitteilung vom 04.12.2019



01/2020

6

Kapitalanleger

Vermietung und Verpachtung: Umschuldung eines

Fremdwährungsdarlehens

Nimmt der Steuerpflichtige ein Darlehen auf, um ein

Fremdwährungsdarlehen abzulösen, welches er zur Anschaffung eines

Vermietungsobjekts verwendet hat, sind die Schuldzinsen nicht als

Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung

abzuziehen, soweit das Darlehen zur Bezahlung des bei der Umschuldung

realisierten Währungskursverlusts verwendet worden ist.

Das hat der BFH mit jetzt veröffentlichtem Urteil entschieden. Streitig war,

in welcher Höhe Schuldzinsen bei den Einkünften des Klägers aus

Vermietung und Verpachtung abgezogen werden können.

Der Kläger erwarb 2002 eine Eigentumswohnung und zog selbst ein. Die

Anschaffungskosten (54.000 Euro) finanzierte er mit Bankkredit. Im Jahr

2005 erwarb er im selben Haus eine weitere Wohnung für Kaufpreis:

56.500 Euro. Der Kläger nahm bei der A-Bank ein Darlehen in Schweizer

Franken (CHF) bis zum Gegenwert von 105.000 Euro auf und verwendete

das Darlehen (nach Umtausch in Euro) dazu, die 2002 erworbene

Eigentumswohnung umzuschulden und den Kaufpreis für die 2005

erworbene Eigentumswohnung zu entrichten. Auch die hinzu erworbene

Wohnung nutzten die Kläger zu eigenen Wohnzwecken.

Im Jahr 2011 schuldete der Kläger das Fremdwährungsdarlehen um.

Wegen der Währungskursentwicklung (CHF/EUR) hatte sich die

Rückzahlungsverpflichtung (in Euro) auf 139.309,58 Euro erhöht. Der

Kläger nahm deshalb ein Darlehen bei einer Bausparkasse über 139.000

Euro auf und verwendete die Valuta dazu, um Schweizer Franken zu

erwerben und das Fremdwährungsdarlehen zurückzuzahlen. Im Streitjahr

2014 zahlte der Kläger auf das Darlehen bei der Bausparkasse Zinsen in

Höhe von 6.672 Euro.

Im Frühjahr 2013 zog der Kläger um. Seitdem vermietet er die 2002 und

2005 erworbenen Wohnungen.

In seiner Einkommensteuererklärung für 2014 machte der Kläger u.a. die

Zinsaufwendungen aus dem Darlehen der Bausparkasse als

Werbungskosten bei den Einkünften des Klägers aus der Vermietung der

zwei Wohnungen geltend. Das Finanzamt berücksichtigte die Zinsen nur

anteilig (Umschuldung von Anschaffungskosten 105.000 Euro,

Währungsverlust 34.000 Euro) und wies den Einspruch der Kläger zurück.

Schuldzinsen, die mit dem Währungsverlust in Zusammenhang stünden,

seien nicht abziehbar.

Das Finanzgericht (FG) hat die Klage abgewiesen. Der BFH wies die

Revision gegen das erstinstanzliche Urteil als unbegründet zurück. Das

angefochtene Urteil lasse keine Rechtsfehler erkennen, erklärten die

Richter.

BFH, Urteil vom 12.3.2019, Az. IX R 36/17

Treuhandauftrag bei Darlehensablösung: Unwirksame Klausel

über Bearbeitungsentgelt

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat entschieden, dass die in den

Allgemeinen Geschäftsbedingungen einer Sparkasse enthaltene Klausel "4.

Sonstige Kredite 4.8 Sonstige Entgelte – Bearbeitungsentgelt für

Treuhandaufträge Ablösung Kundendarlehen 100 Euro" bei

Bankgeschäften mit Verbrauchern unwirksam ist.

Der Kläger, ein Verbraucherschutzverband, wendet sich gegen die oben

genannte Klausel, welche die beklagte Sparkasse in ihrem Preis- und

Leistungsverzeichnis verwendet, und begehrt, dass die Beklagte die weitere

Verwendung dieser Klausel unterlässt.

Der BGH hat entschieden, dass die angefochtene Klausel der

Inhaltskontrolle nach § 307 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) unterliegt und

dieser nicht standhält. Er hat deshalb die Revision der Beklagten

zurückgewiesen.

Der Klausel unterfielen unter anderem solche Fallgestaltungen, in denen

Kunden der Beklagten ihre bei dieser bestehende Darlehen von

Fremdinstituten ablösen und gestellte Sicherheiten unter Erteilung von

Treuhandauflagen auf das Fremdinstitut übertragen lassen möchten. Hat

der Darlehensnehmer dem Darlehensgeber eine Grundschuld zur

Sicherung dessen Ansprüche bestellt, so stehe ihm als Sicherungsgeber

aus der Sicherungsabrede ein Anspruch auf Rückgewähr des

Sicherungsmittels zu, wenn der Darlehensgeber die Sicherheiten nicht

mehr benötigt.

Dabei könne der Darlehensnehmer frei wählen, ob er eine

Löschungsbewilligung, eine löschungsfähige Quittung oder die Abtretung

der Grundschuld an sich oder einen Dritten wünscht.
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Lässt sich der Darlehensgeber seine insoweit geschuldete Leistung

vergüten, handele es sich bei der Entgeltklausel um eine

Preisnebenabrede, die der Inhaltskontrolle nach § 307 BGB unterliegt.

Aus Sicht eines verständigen und redlichen Vertragspartners sei der

Anwendungsbereich der Klausel aber damit nicht erschöpft. Nach ihrem

Wortlaut erfasse sie nicht nur den Fall, dass ein von der Beklagten

gewährtes Verbraucherdarlehen abgelöst wird und sie an einem von

anderer Seite veranlassten Treuhandauftrag mitwirkt, sondern auch den,

dass sie als neue Darlehensgeberin im Rahmen der Ablösung eines bei

einem anderen Kreditinstitut bestehenden Darlehensvertrags tätig wird. Mit

der hierfür nötigen Bestellung, Verwaltung und Verwertung von

Sicherheiten verfolge die Beklagte allein eigene Vermögensinteressen,

sodass die Klausel als kontrollfähige Preisnebenabrede einzuordnen sei.

Dies gelte auch dann, wenn für die Übertragung von Sicherheiten zu ihren

Gunsten ein Treuhandauftrag erforderlich ist.

Die damit als Preisnebenabrede einzuordnende Klausel hält laut BGH der

Inhaltskontrolle nicht stand. Sie sei deshalb gemäß § 307 Absatz 1 Satz 1,

Absatz 2 Nr. 1 BGB unwirksam. Der Darlehensgeber nehme mit der

Bestellung, Verwaltung und Verwertung von Sicherheiten eigene

Vermögensinteressen wahr, weshalb sein hiermit verbundener Aufwand

regelmäßig mit dem gemäß § 488 Absatz 1 Satz 2 BGB zu zahlenden Zins

abzugelten sei. Dies gelte auch in Bezug auf den mit der Freigabe der

Sicherheit und damit bei der vertragsgemäßen Abwicklung des

Darlehensvertrags verbundenen Aufwand, der bei dem Darlehensgeber bei

der Erfüllung einer bestehenden eigenen Rechtspflicht anfällt.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 10.09.2019, XI ZR 7/19

Stückzinsen nach Einführung der Abgeltungsteuer

steuerpflichtig

Stückzinsen sind nach Einführung der Abgeltungsteuer ab dem

Veranlagungszeitraum 2009 als Teil des Gewinns aus der Veräußerung

einer sonstigen Kapitalforderung gemäß § 20 Absatz 2 Satz 1 Nr. 7 EStG

steuerpflichtig.

Dies gilt auch, wenn die veräußerte Kapitalforderung vor dem 01.01.2009

erworben wurde. Dies hat der BFH zu § 52a Absatz 10 Satz 7 Halbsatz 2

EStG in der Fassung des Jahressteuergesetzes (JStG) 2010 (nunmehr §

52 Absatz 28 Satz 16, Halbsatz 2 EStG) entschieden.

Stückzinsen sind das vom Erwerber an den Veräußerer der

Kapitalforderung gezahlte Entgelt für die auf den Zeitraum bis zur

Veräußerung entfallenden Zinsen des laufenden Zinszahlungszeitraums. Im

Streitfall VIII R 31/15 vereinnahmte die Klägerin, eine Gesellschaft

bürgerlichen Rechts, im Streitjahr 2009 bei der Veräußerung einer

Kapitalforderung offen ausgewiesene Stückzinsen. Sie hatte die veräußerte

Kapitalforderung vor dem 01.01.2009 erworben.

Die Klägerin war der Auffassung, die Stückzinsen seien aufgrund der

Übergangsregelung in § 52a Absatz 10 Satz 7 Halbsatz 1 EStG in der

Fassung des JStG 2009 vom 19.12.2008 nicht steuerbar. Die erst durch

das JStG 2010 vom 08.12.2010 eingeführte Regelung in § 52a Absatz 10

Satz 7 Halbsatz 2 EStG, nach der Stückzinsen, die nach dem 31.12.2008

zufließen, der Besteuerung unterliegen, führe zu einer verfassungswidrigen

echten Rückwirkung.

Der BFH trat dem entgegen. Nach seinem Urteil ist § 52a Absatz 10 Satz 7

Halbsatz 2 EStG in der Fassung des JStG 2010 keine verfassungswidrige

rückwirkende, sondern eine verfassungsgemäße klarstellende Regelung.

Der BFH ordnet Stückzinsen, die nach dem 31.12.2008 zufließen, als Teil

des Gewinns aus der Veräußerung einer Kapitalforderung gemäß § 20

Absatz 2 Satz 1 Nr. 7 EStG ein. Die spätere Festschreibung der

Steuerpflicht der Stückzinsen durch das JStG 2010 habe lediglich die

bestehende Rechtslage klargestellt. Die Stückzinsen seien bis zum Ende

des Veranlagungszeitraums 2008 und auch ohne die Regelung in § 52a

Absatz 10 Satz 7 Halbsatz 2 EStG in der Fassung des JStG 2010 nach

Einführung der Abgeltungsteuer und damit ab dem Veranlagungszeitraum

2009 steuerpflichtige Kapitaleinkünfte gewesen.

Im Fall VIII R 22/15 war die Steuerpflicht von Stückzinsen im Streitjahr 2010

streitig, die vor der Einführung des § 52a Absatz 10 Satz 7 Halbsatz 2 EStG

durch das JStG 2010 vereinnahmt worden waren. Der BFH sieht in der

Neuregelung für diesen Veranlagungszeitraum ebenfalls keine

verfassungswirkende rückwirkende, sondern eine verfassungsgemäße

Vorschrift, die die bestehende Rechtslage klarstellt.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 07.05.2019, VIII R 22/15
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Immobilien-
besitzer

Veräußerungsgewinne aus bestimmten Immobiliengeschäften:

Deutschland muss Vorschriften zu Besteuerung ändern

Deutschland soll seine Vorschriften zur Besteuerung von

Veräußerungsgewinnen aus bestimmten Immobiliengeschäften ändern.

Dies fordert die Europäische Kommission am 27.11.2019 in einer mit

Gründen versehenen Stellungnahme. Sie bemängelt, dass das deutsche

Steuerrecht inländische und ausländische Unternehmen ohne gewerbliche

Tätigkeit in Deutschland bei bestimmten Immobiliengeschäften im Hinblick

auf die Gewinnbesteuerung unterschiedlich behandle.

Das deutsche Einkommensteuergesetz gewähre nur dann einen

Steueraufschub für die Reinvestition von Veräußerungsgewinnen, wenn

das Grundeigentum mindestens sechs Jahre lang ununterbrochen der

Betriebsstätte eines inländischen Unternehmens zuzuordnen war. Bei nach

deutschem Recht gegründeten Kapitalgesellschaften ohne gewerbliche

Tätigkeit in Deutschland werde davon ausgegangen, dass sie eine solche

Betriebsstätte unterhalten, bei gebietsfremden Gesellschaften dagegen in

der Regel nicht. Dies führe zu einer unerlaubten Einschränkung des freien

Kapitalverkehrs.

Kommt Deutschland der Aufforderung nicht binnen zwei Monaten nach,

kann die Kommission den Fall an den Gerichtshof der Europäischen Union

verweisen.

Europäische Kommission, PM vom 27.11.2019

Kauf-bricht-nicht-Miete-Grundsatz gilt nicht bei andere

Übertragungsarten

Mieter sollen keinen Nachteil dadurch erleiden, dass der Eigentümer die

Immobilie verkauft und ein neuer Vermieter Vertragspartner wird. So will es

das Gesetz. Diese Regelung gilt aber nicht für andere Übertragungsarten.

So will es der Bundesgerichtshof (BGH).

Ein Ehepaar besaß gemeinsam ein Zweifamilienhaus. Eine der Wohnungen

war vermietet. Nachdem die Ehefrau durch Übertragung des

Miteigentumsanteils ihres Ehemanns Alleigentümerin des Hauses

geworden war, kündigte sie das Mietverhältnis. Der Mieter war der Ansicht,

die Frau dürfe nicht allein das Mietverhältnis kündigen. Zurecht.

Laut BGH ist das Mietverhältnis durch die nur seitens der Frau

ausgesprochenen Kündigung nicht beendet worden. Die Kündigung hätte

vielmehr auch vom früheren Ehemann der Klägerin erklärt werden müssen.

Der sei nämlich trotz Übertragung seines Miteigentumsanteils auf die Frau

Vermieter der Wohnung geblieben. Die Eigentumsübertragung habe zu

keinem Vermieterwechsel geführt. Schließlich sei im Gesetz ausdrücklich

die Rede von Veräußerung an einen Dritten erfolgen müsse. Der Erwerber

dürfe also nicht bereits Vermieter gewesen sein. Sinn und Zweck der

Vorschrift sei der Schutz des Mieters vor einem Verlust der Wohnung

infolge der Veräußerung der Mietsache. Im Ergebnis bleibt der Ehemann

hier neben seiner Frau in der Vermieterposition, sodass eine Kündigung nur

von beiden ausgesprochen werden kann. Die nur von der Frau

ausgesprochene Kündigung war somit unwirksam.

Bundesgerichtshof (BGH), Beschluss vom 09.01.2019, VIII ZB 26/18)

Wohnungseigentumsrecht: Was tun, wenn der Ex-WEG

Verwalter trotz Urteil die Jahresabrechnung nicht erstellt?

Kommt der WEG-Verwalter seiner Pflicht zur Erstellung einer

Jahresabrechnung nicht nach, dann kann er hierzu nur mithilfe von

Zwangsmitteln angehalten werden. Eine Ersatzvornahme kommt laut BGH

hier nicht in Betracht.

Liegt ein Urteil zur Vornahme einer bestimmten Handlung vor, dann richtet

sich die Vollstreckung danach, ob es sich um eine vertretbare Handlung

handelt, d.h. eine solche, die auch von einem Dritten vorgenommen werden

kann, oder um eine nicht vertretbare Handlung, also eine solche, die nur

der Schuldner persönlich erfüllen kann.

Im Falle der Verurteilung zur Vornahme einer vertretbaren Handlung

besteht die Möglichkeit diese gemäß § 887 Abs. 1 ZPO im Wege der

Ersatzvornahme zu vollstrecken., d. h. der Gläubiger wird ermächtigt, die

Handlung auf Kosten des Schuldners vornehmen zu lassen.

Handelt es sich hingegen um eine nicht vertretbare Handlung, so besteht

nur die Möglichkeit, den Schuldner gemäß § 888 Abs. 1 Satz 1 ZPO durch

Festsetzung eines Zwangsgeldes und ersatzweise Zwangshaft zur

Vornahme der geschuldeten Handlung anzuhalten.

Das ist in vielen Fällen für den Gläubiger kein effektiver Weg, da manche

Schuldner sich auch nicht durch ein Zwangsgeld beeindrucken lassen. Aus

diesem Grund hat eine Wohnungseigentümergemeinschaft versucht,

Verpflichtungen des ehemaligen Verwalters mittels einer Ersatzvornahme

zu vollstrecken.
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Konkret ging es um die Erstellung einer Jahresabrechnung und eines

Wirtschaftsplans, zu welcher der Verwalter verurteilt worden war.

Die Sache landete vor dem BGH, der die Auffassung vertrat, dass die

Verpflichtung des Verwalters, eine Jahresabrechnung für Kalenderjahre

aufzustellen, in denen er selbst die Verwaltung geführt hat, nicht von einem

Dritten erfüllt werden kann. Der Verwalter müsste nicht lediglich die Belege

auswerten, sondern müsste zudem für die Vollständigkeit und Richtigkeit

der Belege einstehen. Diese Verpflichtung könnte nur von ihm persönlich

erfüllt werden. Eine Vollstreckung mittels einer Ersatzvornahme scheidet

also in diesem Fall aus. Vielmehr kann nur ein Zwangsgeld gegen den

Verwalter festgesetzt werden.

Des Weiteren führte der BGH aus, dass die Verpflichtung des Verwalters,

einen Wirtschaftsplan zu erstellen, nicht mehr vollstreckt werden kann,

wenn das betroffene Kalenderjahr bereits abgelaufen ist. Da in dem

Wirtschaftsplan gemäß § 28 Abs. WEG die voraussichtlichen Einnahmen

und Ausgaben bei der Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums

aufgeführt werden, erlischt der Anspruch auf Erstellung eines solchen

Plans, wenn das Kalenderjahr abgelaufen ist. Stattdessen besteht dann die

Pflicht des Verwalters, eine Jahresabrechnung zu erstellen.

Da im entschiedenen Fall der Verwalter aber für eines der betroffenen

Kalenderjahre nur zur Erstellung eines Wirtschaftsplans verurteilt worden

war und dieses Kalenderjahr im Zeitpunkt der Vollstreckung bereits

abgelaufen war, war er nach Ansicht des BGH nicht mehr zur Vornahme

der Handlung verpflichtet. Der ursprüngliche bestehende Anspruch der

Wohnungseigentümergemeinschaft war durch Zeitablauf erloschen.

Vollstreckungsmaßnahmen waren insoweit nicht mehr zulässig.

BGH, Beschluss vom 23.06.2016, I ZB 5/16

Weihnachtsbaumkulturen unterliegen nicht der

Grunderwerbsteuer

Werden Weihnachtsbaumkulturen zusammen mit dem Grundstück

erworben, unterliegt nur der das Grundstück betreffende Teil des

Kaufvertrags der Grunderwerbsteuer. Der Kauf der Weihnachtsbäume ist

grunderwerbsteuerfrei. Denn die Weihnachtsbäume sind kein wesentlicher

Bestandteil des Grundstücks, sondern nur so genannter Scheinbestandteil,

wie das Finanzgericht (FG) Münster hervorhebt.

Der Kläger hatte ein Grundstück mit darauf stehendem Aufwuchs erworben.

Im Kaufvertrag war der Kaufpreis in einen Betrag für Grund und Boden und

einen (nach einem Berechnungsschema errechneten) Betrag für

Weihnachtsbaumkulturen aufgeteilt worden. Der Beklagte setzte

Grunderwerbsteuer fest und zog dabei als Bemessungsgrundlage den

Gesamtkaufpreis einschließlich des Teilbetrags für die

Weihnachtsbaumkulturen heran.

Der hiergegen erhobenen Klage hat das FG stattgegeben. Für die

Grunderwerbsteuer sei der zivilrechtliche Grundstücksbegriff maßgeblich.

Damit seien die Regelungen des bürgerlichen Rechts dazu, was als

wesentlicher Bestandteil eines Grundstücks anzusehen sei und deshalb

gemäß § 93 Bürgerliches Gesetzbuch nicht Gegenstand besonderer

Rechte sein könne, auch für Zwecke der Grunderwerbsteuer zu

berücksichtigen. Bäume in Baumschulbeständen oder in forstwirtschaftlich

betriebenen Pflanzungen, aber auch Weihnachtsbäume seien zivilrechtlich

nach einhelliger Ansicht keine wesentlichen Bestandteile, sondern

Scheinbestandteile, da sie nur zu einem vorübergehenden Zweck mit den

Grundstücken verbunden seien. Auch im Streitfall habe der Kläger von

vornherein beabsichtigt, die Bäume der Weihnachtsbaumkulturen zu fällen

und als Weihnachtsbäume zu verkaufen. Diese Absicht zeige sich auch

daran, dass die Weihnachtsbäume bilanziell als Umlaufvermögen behandelt

worden seien.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 14.11.2019, 8 K 168/19 GrE, nicht

rechtskräftig
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Angestellte

Arbeitsrecht: Abweichung vom "Equal-Pay-Grundsatz" durch

Bezugnahme auf Tarifvertrag

Arbeitgeber, die als Verleiher Leiharbeitnehmer an einen Dritten

überlassen, können vom Grundsatz der Gleichstellung ("Equal-Pay") kraft

arbeitsvertraglicher Vereinbarung nach § 9 Nr. 2 Halbs. 3 AÜG a. F. nur

dann abweichen, wenn für den Entleihzeitraum das einschlägige Tarifwerk

für die Arbeitnehmerüberlassung aufgrund dieser Bezugnahme vollständig

und nicht nur teilweise anwendbar ist.

Der Kläger war bei der Beklagten, die ein Zeitarbeitsunternehmen betreibt,

als Kraftfahrer eingestellt. Der Arbeitsvertrag enthält eine dynamische

Bezugnahmeklausel auf die zwischen der DGB-Tarifgemeinschaft und dem

Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (IGZ) geschlossenen

Tarifverträge für die Zeitarbeit. Daneben finden sich im Arbeitsvertrag

Regelungen, die teilweise von diesen tariflichen Bestimmungen abweichen.

Von April 2014 bis August 2015 war der Kläger als Coil-Carrier-Fahrer bei

einem Kunden der Beklagten (Entleiher) eingesetzt. Für diesen Einsatz

vereinbarten die Parteien eine Stundenvergütung von 11,25 Euro brutto.

Die beim Entleiher als Coil-Carrier-Fahrer tätigen Stammarbeitnehmer

erhielten nach den Tarifverträgen der Metall- und Elektroindustrie ein

deutlich höheres Entgelt. Mit der vorliegenden Klage verlangt der Kläger für

den Entleihzeitraum die Differenz zwischen der gezahlten Vergütung und

dem Entgelt, das Coil-Carrier-Fahrer beim Entleiher erhielten. Arbeitsgericht

und Landesarbeitsgericht haben die Klage insoweit abgewiesen.

Die Revision des Klägers hatte vor dem Vierten Senat des

Bundesarbeitsgerichts Erfolg. Der Kläger hat für den Zeitraum der

Überlassung dem Grunde nach einen Anspruch auf "Equal-Pay" i. S. v. §

10 Abs. 4 Satz 1 AÜG in der bis zum 31. März 2017 geltenden Fassung.

Eine nach § 9 Nr. 2 AÜG a. F. zur Abweichung vom Gebot der

Gleichbehandlung berechtigende Vereinbarung haben die Parteien nicht

getroffen. Diese setzt insbesondere nach Systematik und Zweck der

Bestimmungen des AÜG eine vollständige Anwendung eines für die

Arbeitnehmerüberlassung einschlägigen Tarifwerks voraus.

Der Arbeitsvertrag der Parteien enthält hingegen Abweichungen von den

tariflichen Bestimmungen, die nicht ausschließlich zugunsten des

Arbeitnehmers wirken. Der Senat konnte mangels hinreichender

Feststellungen über die Höhe der sich daraus ergebenden

Differenzvergütungsansprüche nicht selbst entscheiden. Dies führte zur

Zurückverweisung der Sache an das Landesarbeitsgericht.

BAG, Pressemitteilung vom 16.10.2019 zum Urteil 4 AZR 66/18 vom

16.10.2019

Freizeitausgleich zum Abbau des Arbeitszeitkontos: Erfüllung

durch Freistellung in gerichtlichem Vergleich grundsätzlich

möglich

Eine Freistellung in einem gerichtlichen Vergleich erfüllt den Anspruch des

Arbeitnehmers auf Freizeitausgleich zum Abbau des Arbeitszeitkontos nur

dann, wenn in dem Vergleich hinreichend deutlich zum Ausdruck kommt,

dass mit der Freistellung auch ein Positivsaldo auf dem Arbeitszeitkonto

ausgeglichen werden soll. Dem genügt die Klausel, der Arbeitnehmer

werde unwiderruflich von der Pflicht zur Erbringung der Arbeitsleistung

freigestellt, nicht. Dies hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) entschieden.

Die Klägerin war bei der Beklagten als Sekretärin beschäftigt. Nachdem die

Beklagte das Arbeitsverhältnis fristlos gekündigt hatte, schlossen die

Parteien im Kündigungsschutzprozess am 15.11.2016 einen gerichtlichen

Vergleich, wonach das Arbeitsverhältnis durch ordentliche

Arbeitgeberkündigung mit Ablauf des 31.01.2017 endete. Bis dahin stellte

die Beklagte die Klägerin unwiderruflich von der Pflicht zur Erbringung der

Arbeitsleistung unter Fortzahlung der vereinbarten Vergütung frei. In

diesem Zeitraum sollte auch der Resturlaub eingebracht sein. Eine

allgemeine Abgeltungs- beziehungsweise Ausgleichsklausel enthält der

Vergleich nicht.

Nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses hat die Klägerin die

Abgeltung von 67,10 Gutstunden auf ihrem Arbeitszeitkonto mit 1.317,28

Euro brutto nebst Zinsen verlangt. Das Arbeitsgericht hat der Klage

stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht hat auf die Berufung der Beklagten

die Klage abgewiesen.

Die vom BAG zugelassene Revision der Klägerin war erfolgreich und führte

zur Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils.
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Endet das Arbeitsverhältnis und können Gutstunden auf dem

Arbeitszeitkonto nicht mehr durch Freizeit ausgeglichen werden, seien sie

vom Arbeitgeber in Geld abzugelten. Die Freistellung des Arbeitnehmers

von der Arbeitspflicht in einem gerichtlichen Vergleich sei nur dann

geeignet, den Anspruch auf Freizeitausgleich zum Abbau von Gutstunden

auf dem Arbeitszeitkonto zu erfüllen, wenn der Arbeitnehmer erkennen

kann, dass der Arbeitgeber ihn zur Erfüllung des Anspruchs auf

Freizeitausgleich von der Arbeitspflicht freistellen will. Daran habe es

vorliegend gefehlt, so das BAG. In dem gerichtlichen Vergleich sei weder

ausdrücklich noch konkludent hinreichend deutlich festgehalten, dass die

Freistellung auch dem Abbau des Arbeitszeitkontos dienen

beziehungsweise mit ihr der Freizeitausgleichsanspruch aus dem

Arbeitszeitkonto erfüllt sein soll. 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 20.11.2019, 5 AZR 578/18

Arbeitsaufgabe: Sperrzeit-Verkürzung bei Vorliegen

besonderer Härte

Wer mit seinem Arbeitgeber einen Aufhebungsvertrag schließt, muss mit

einer Sperrzeit in Bezug auf das Arbeitslosengeld I rechnen. Allerdings

kann die Regelsperrzeit von zwölf Wochen zu verkürzen sein, wenn eine

besondere Härte vorliegt. Dies zeigt ein vom Sozialgericht (SG) Karlsruhe

entschiedener Fall.

Der Kläger begehrt die Aufhebung einer Sperrzeit bei Arbeitsaufgabe.

Nachdem er bei seinem Arbeitgeber fast 20 Jahre beschäftigt war, schloss

er mit diesem im April 2016 einen Aufhebungsvertrag zum 31.01.2018. Bei

der Beklagten gab er an, das Arbeitsverhältnis habe auf Veranlassung der

Firma aus betriebsbedingten Gründen und der Vermeidung von

Entlassungen geendet. Es habe für ihn keine Option einer

Weiterbeschäftigung bestanden. Seine gesamte Abteilung habe zum Ablauf

des Jahres 2017 geschlossen werden sollen, weshalb keine Option für eine

Weiterbeschäftigung bestanden habe. Die Beklagte setzte eine

zwölfwöchige Sperrzeit fest. Das Arbeitsverhältnis hätte ohne den

Aufhebungsvertrag nicht schon im Januar 2018 geendet. Der Kläger habe

sein Beschäftigungsverhältnis durch Abschluss eines Aufhebungsvertrages

gelöst und den Eintritt der Arbeitslosigkeit voraussehen müssen.

Die dagegen erhobene Klage hatte teilweise Erfolg. Der Kläger habe keine

konkreten Aussichten auf einen Anschlussarbeitsplatz gehabt und durch

den Abschluss des Aufhebungsvertrages zumindest grob fahrlässig seine

Arbeitslosigkeit herbeigeführt. Ein wichtiger Grund für die Lösung des

Beschäftigungsverhältnisses habe nicht bestanden, so das SG. Zwar sei

die Abteilung des Klägers bei dem vormaligen Arbeitgeber tatsächlich zum

31.12.2017 geschlossen worden. Zum Zeitpunkt des Aufhebungsvertrages

sei eine betriebsbedingte Kündigung aber nicht mit Bestimmtheit in Aussicht

gestellt worden. Es sei noch nicht geklärt gewesen, ob überhaupt aufgrund

anderer freiwilliger Austritte durch andere Beschäftigte die betriebsbedingte

Kündigung des Klägers erforderlich und notwendig geworden wäre.

Hierbei sei auch zu berücksichtigen gewesen, dass die Voraussetzungen

für eine rechtmäßige betriebsbedingte Kündigung des Klägers, der eine

außerordentlich lange Betriebszugehörigkeit vorzuweisen habe, sehr hoch

seien. So seien nämlich bei einer betriebsbedingten Kündigung "die Dauer

der Betriebszugehörigkeit, das Lebensalter, die Unterhaltspflichten und die

Schwerbehinderung des Arbeitnehmers" (§ 1 Absatz 3

Kündigungsschutzgesetz) zu beachten.

Die Beklagte habe aufgrund der vorliegenden Gesamtumstände jedoch

rechtsfehlerhaft die Sperrzeit nicht auf sechs Wochen verkürzt und zu

Unrecht eine besondere Härte im Sinne von § 159 Absatz 3 Nr. 2b

Sozialgesetzbuch III verneint. Denn dem Kläger sei seitens der

Arbeitgeberin bereits ab Ende 2015 vermittelt worden, dass eine

Schließung seiner Abteilung beabsichtigt sei und daher sukzessive

verschiedene Austrittsmodelle zu vereinbaren seien. Es erscheine daher

nachvollziehbar, dass der Kläger sich bereits beim Abschluss des

Aufhebungsvertrages in einer für ihn sehr belastenden Situation befunden

habe, in der er von einer nicht mehr zu verhindernden Kündigung

ausgegangen sei. Auch der Umstand, dass die Abteilung dann schließlich

zum 31.12.2017 geschlossen worden sei und der Kläger durch den

Abschluss des Aufhebungsvertrages sogar den Beendigungszeitpunkt bis

zum 31.01.2018 habe erstrecken können, lasse die Regelsperrzeit von

zwölf Wochen als besonders hart erscheinen.

Sozialgericht Karlsruhe, Urteil vom 11.07.2019, 11 AL 670/18, rechtskräftig
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Familie und
Kinder

Familienleistungen sollen künftig digital beantragt werden

können

Familienleistungen sollen einfach, leicht und schnell oDazu hat die

Bundesregierung nun Eckpunkte beschlossen.

"Nicht der Bürger läuft, sondern seine Daten" – nach diesem

Grundgedanken sollen Auszahlungen von Geldleistungen vereinfacht

werden. Bisher sind solche Auszahlungen laut Bundesregierung häufig an

zahlreiche Anforderungen gebunden, deren Erfüllung die Antragstellenden

selbst nachweisen müssen.

Zukünftig sollen sich Eltern entscheiden können, ob sie diesen

bürokratischen Aufwand in die Verwaltung verlagern. Dann müssten die

Behörden die notwendigen Angaben unmittelbar untereinander

austauschen. Für die Bürger solle dies transparent und nachvollziehbar

bleiben.

Ein entsprechender Gesetzentwurf solle dem Kabinett im März 2020

vorgelegt werden.

Bundesregierung, PM vom 18.11.2019

Ausländische Adoptionsentscheidung: Keine Anerkennung

ohne Eignungsprüfung der Adoptionsbewerber

Eine ausländische Adoptionsentscheidung ohne persönliche Anhörung

eines der beiden Adoptionsbewerber verstößt gegen den ordre public

international. Sie ist in Deutschland nicht anzuerkennen. Das

Anerkennungsverfahren kann diese Verfahrensmängel auch nicht heilen,

entschied das OLG Frankfurt am Main.

Die Antragsteller sind verheiratet und wohnen in Frankfurt am Main. Sie

möchten die Entscheidung des High Court eines westafrikanischen Staats,

womit die Adoption des dort geborenen Mädchens ausgesprochen wurde,

in Deutschland anerkennen lassen. Die Antragstellerin hatte das Kind kurz

nach der Geburt anlässlich eines Aufenthalts in dem westafrikanischen

Staat aufgenommen. Der biologische Vater des Kindes hatte der

Sorgerechtsübertragung zugestimmt und angegeben, dass die biologische

Mutter verstorben war. Zudem hatte er sich mit der Ausreise des Kindes

und einer Adoption durch die Antragsteller einverstanden erklärt.

Die Antragstellerin, das Kind und dessen Vater nahmen an einem

Anhörungstermin vor dem High Court teil. Der Antragsteller war nicht

persönlich anwesend.

Im Anschluss an den Termin sprach das Gericht aus, dass das Kind von

den Antragstellern als Kind angenommen wird.

Die Antragsteller beantragen, diesen Beschluss in Deutschland

anzuerkennen. Das Amtsgericht hat den Antrag zurückgewiesen, da die

Anerkennung gegen wesentliche Grundsätze des deutschen Rechts

verstoßen würde. Hiergegen richten sich die Beschwerden der

Antragsteller. Sie hatten auch vor dem OLG keinen Erfolg.

Die Entscheidung des High Court könne nicht in Deutschland anerkannt

werden, da sie mit dem ordre public international unvereinbar sei, stellt das

OLG fest. Eine ausländische Entscheidung sei mit dem ordre public

international unvereinbar, wenn "das Ergebnis der Anwendung

ausländischen Rechts im konkreten Fall zu den Grundgedanken der

deutschen Regelung und den in ihnen enthaltenen

Gerechtigkeitsvorstellungen in so starkem Widerspruch steht, dass es nach

deutscher Vorstellung untragbar erscheint". Da das Recht der

Entscheidungsanerkennung der Wahrung des internationalen

Entscheidungseinklangs und der Vermeidung sog. hinkender

Rechtsverhältnisse diene, sei die Versagung einer Anerkennung

grundsätzlich auf Ausnahmefälle zu beschränken. Von grundlegender

Bedeutung im Rahmen des materiellen ordre public sei nach deutschem

Adoptionsrecht aber die Ausrichtung der Adoptionsentscheidung am Wohl

des angenommenen Kindes. Die Prüfung beziehe sich dabei sowohl auf die

materiellen Voraussetzungen als auch die Einhaltung der

Verfahrensgrundsätze.

Hier lägen Abweichungen von den Grundsätzen des deutschen

Verfahrensrechts in einem solchen Umfang vor, dass nicht mehr von einem

geordneten rechtsstaatlichen Verfahren ausgegangen werden könne. Der

Beschluss "beruht auf einer unzulänglichen Entscheidungsgrundlage, die

nicht den Wesenskern eines am Kindeswohl ausgerichteten Verfahrens

wahrt", stellt das OLG fest. Eine den Grundsätzen des deutschen

Verfahrensrechts genügende Kindeswohlprüfung im Herkunftsland setze

voraus, "dass der Entscheidung eine fachliche Begutachtung der

Adoptionsbewerber vorausgegangen ist, die deren Lebensumstände

annähernd vollständig erfassen muss und deshalb in der Regel nur durch

eine ausländische Fachstelle geleistet werden kann".
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Sei "eine Elterneignungsprüfung überhaupt nicht oder nur noch rein

formalen Kriterien vorgenommen worden", könne diese

Adoptionsentscheidung nicht anerkannt werden. So liege es hier. Der

Antragsteller sei vor dem High Court nicht persönlich angehört worden.

Eine hinreichende und umfassende Eignungsprüfung könne sich nicht nur

auf äußerliche Aspekte wie finanzielle Sicherheit, fehlende Vorstrafen und

Gesundheit beschränken. Maßgeblich seien vielmehr auch

"Erziehungsfähigkeit, Integrationswilligkeit und -fähigkeit, Fördermöglichkeit,

das soziale Umfeld sowie andere Aspekte des persönlichen Verhältnisses

zum nicht eigenen Kind", erläutert das OLG. Erkenntnisse hierzu fehlten.

Da das Anerkennungsverfahren nicht an die Stelle des Adoptionsverfahrens

trete, könnten die aufgezeigten Verfahrensmängel nicht im

Anerkennungsverfahren behoben werden. Das Anerkennungsverfahren

beschränke sich auf die inhaltliche Prüfung von Anerkennungshindernissen

nach § 109 FamFG. Zudem sei "zu bedenken, dass es im Interesse aller

potentiell betroffener Kinder liegt, das internationale Adoptionen in einem

rechtsstaatlichen und kindeswohlorientierten Verfahren erfolgen", betont

das OLG. Erforderlich sei demnach die Wiederholung des

Adoptionsverfahrens bzw. die Durchführung der Adoption in Deutschland –

trotz der damit verbundenen Schwierigkeiten.

Der Senat hat die Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof zugelassen.

Die Frage, ob eine unvollständige Kindeswohlprüfung im ausländischen

Adoptionsverfahren innerhalb des Anerkennungsverfahrens nachgeholt

werden könne, erfordere eine Entscheidung des

Rechtsbeschwerdegerichts.

OLG Frankfurt, Pressemitteilung vom 11.11.2019 zum Beschluss 1 UF

93/18 vom 24.09.2019

Gesetzliche Krankenversicherung: Belastungsgrenze für

Zuzahlungen bei nichtehelicher Lebensgemeinschaft

Die Belastungsgrenze für Zuzahlungen in der gesetzlichen

Krankenversicherung ist bei einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft nicht

unter Zugrundelegung des so genannten Familiengesamteinkommens zu

berechnen. Dies stellt das SG Karlsruhe klar.

Die Klägerin begehrt die Festsetzung einer niedrigeren Belastungsgrenze

für Zuzahlungen zu Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung im

Jahr 2016.

Die über eigenes Einkommen verfügende Klägerin lebt mit ihrem

erwerbsunfähigen, einkommenslosen Partner in nichtehelicher

Lebensgemeinschaft. Die beklagte Krankenkasse hat die Belastungsgrenze

der Klägerin für das Jahr 2016 nur auf der Grundlage deren eigenen

Einkommens berechnet. Die Klägerin begehrt hingegen eine – für sie

günstigere – Berechnung unter Zugrundelegung des so genannten

Familiengesamteinkommens nach § 62 Absatz 2 SGB V, wonach für alle

Haushaltsmitglieder eine einheitliche Belastungsgrenze auf der Grundlage

des insgesamt verfügbaren Einkommens zu bilden ist, auf die zugleich die

Zuzahlungen aller Haushaltsmitglieder angerechnet werden. Die Beklagte

lehnt dies ab, weil die Regelung des § 62 Absatz 2 SGB V nur auf Eheleute

und eingetragene Lebenspartner anwendbar sei.

Die Klage vor dem SG Karlsruhe hatte keinen Erfolg. Der

Anwendungsbereich des § 62 Absatz 2 SGB V sei nach dem Wortlaut auf

Eheleute und eingetragene Lebenspartner begrenzt. Dies sei auch mit dem

allgemeinen Gleichheitssatz vereinbar. Die Vorschrift des § 62 Absatz 2

SGB V knüpfe gedanklich daran an, dass unter Eheleuten und

eingetragenen Lebenspartnern gesetzliche Unterhaltspflichten bestünden,

die eine gleichmäßige Einkommensverteilung gewährleisteten. In

nichtehelichen Lebensgemeinschaften bestünden jedoch keine

einklagbaren Einstandspflichten.

Es bestünden dort auch keine zumindest unterhaltsähnlichen Pflichten,

wenn – wie hier – die Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft

eine sozialhilferechtliche Bedarfsgemeinschaft bildeten, hebt das SG

hervor. Denn den wirtschaftlich leistungsfähigen Partner treffe keine

Rechtspflicht zur Versorgung des anderen. Seine Weigerung zur

Versorgung des bedürftigen Partners habe auch nicht automatisch zur

Folge, dass der Sozialhilfeträger vorläufig Leistungen erbringe und ihn in

der Folge in Regress nehme. Im Übrigen wirke sich die Regelung des § 62

Absatz 2 SGB V für Eheleute nicht nur positiv aus. Nachteilig sei sie etwa,

wenn ein gesetzlich Versicherter mit einem Privatversicherten mit hohem

Einkommen verheiratet sei. Denn die Belastungsgrenze des gesetzlich

versicherten Ehepartners sei dann ebenfalls nach dem Einkommen beider

Eheleute zu bestimmen, obwohl Aufwendungen des privatversicherten

Partners (zum Beispiel Beihilfe-Eigenanteile) nicht auf die

Gesamt-Belastungsgrenze anrechenbar seien.

Sozialgericht Karlsruhe, Urteil vom 20.09.2019, S 6 KR 3579/17, nicht

rechtskräftig
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